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Altersgrenze ist
Verbots-Aktionismus

D ie Altersgrenze für
Social Media ist ein
wenig wie

Schmerztabletten bei Rü-
ckenschmerzen. Sie lin-
dern die Symptome, hel-
fen, über den Tag zu kom-
men–einedauerhafteLö-
sung sind sie aber nicht.
Keine Frage, soziale Medien sind

gefährliche Orte für Kinder und Ju-
gendliche. Unzensierte Gewaltvi-
deos, rechtsextreme und islamisti-
sche Propaganda wie Hetze, Cyber-
mobbing und Missbrauchstäter, die
gezielt junge Menschen anschrei-
ben, dazu die psychischen Folgen
exzessiven Medienkonsums – die
Liste ist lang. Besonders für junge
Menschen ist das risikoreich. Dazu
sind die Plattformen so gestaltet,
dass man – übrigens egal, wie alt
man ist – kaum aufhören kann zu
scrollen.
Es ist also nachvollziehbar, dass

gerade ein europäisches Land nach
dem anderen verkündet, eine So-

Bei der Debatte umBeschränkungen für SocialMedia
geht es umdie digitale Souveränität Deutschlands

die Beschränkung – zei-
gen. Das ist nicht kompli-
ziert. Jeder Jugendliche,
der schon mal an einem
Computer saß, dürfte das
hinbekommen.
DieGrenzewirktzudem

willkürlich. Sind soziale
Netzwerke für 16-Jährige

weniger gefährlich? Eine Grenze
von16JahrenwiebeiWein,Bieroder
Tabakzuziehen,hinkt imVergleich.
Es ist erwiesen, dass jeder Schluck
Alkohol, jede Zigarette schädlich
sind. Auf soziale Netzwerke trifft
das nicht zu. Sie sind nicht aus-
schließlich negativ für die Gesund-
heit, es gibt auch positive Effekte.
Altersgrenzen einzuführen, er-

füllt einen Zweck. Zeigen sie doch
zumindest einen Willen zur Selbst-
behauptung gegenüber übermäch-
tigenUS-Konzernen,diesich immer
seltener um nationale Regeln sche-
ren.Viel mehr allerdings sollteman
von einem derartigen Verbots-Ak-
tionismus nicht erwarten. Die Lö-
sung liegtnicht inwillkürlichenund
zudem porösen Altersgrenzen. Es
geht letztlich um etwas viel Größe-
res: Esgehtumdiedigitale Souverä-
nität Deutschlands und Europas.
Deutschland und Europa müssen

die US-Konzerne hinter den Platt-
formen stärker in die Verantwor-
tung nehmen. Sie sind es, die viel
Geldmit der enormenAufmerksam-
keit jungerMenschen für dasHandy
verdienen. Interessanterweise ist es
gerade Schleswig-Holstein, das als
erstes Bundesland einen großen
Schritt in Richtung digitale Souve-
ränität geht und inLandesbehörden
statt auf Microsoft künftig auf
Open-Source-Software setzt, um
Abhängigkeiten zu verringern.
Im Kampf um die digitale Souve-

ränität Europas hat Brüssel gerade
einenwichtigenSchritt getan:Byte-
dance, der Konzern hinter Tiktok,
muss künftig hohe Strafen zahlen,
wenner diePlattformnichtweniger
süchtig-machend gestaltet. In den
USA stehen zudem gerade Meta
(Facebook, Instagram) und Alpha-
bet (Youtube) vor Gericht. Eine 19-
Jährige aus Kalifornien wirft ihnen
vor, Nutzende bewusst süchtig zu
machen.EinFall, dessenUrteil auch
für Europas Handlungsfähigkeiten
im Hinblick auf die digitale Unab-
hängigkeit wichtig sein könnte.

LEITARTIKEL

cial-Media-Altersgrenze einführen
zuwollen. Spanien,Dänemark,Nor-
wegen, die Niederlande und Grie-
chenlandwollendasVorhabennoch
in diesem Jahr umsetzen. Frank-
reich hat bereits eine Altersgrenze
beschlossen, Großbritannien über-
legt noch.
Auch in Deutschland, das bisher

inmitten der Ankündigungen ihrer
Nachbarländer einigermaßen
stoisch blieb und auf Anfrage gern
auf eine Expertenkommission ver-
wies, kommt etwas Bewegung in die
Debatte.SohatderCDU-Landesver-
band Schleswig-Holstein das The-
ma auf die Tagesordnung des Bun-
desparteitags am 20. und 21. Febru-
ar gesetzt. Sie fordern eine Alters-
grenze per Gesetz.
Doch selbst wenn sich die Koali-

tion auf ein Verbot einigen könnte,
wäre die Gefahr nicht gebannt. Die
Altersverifikation ist unsicher und
kannumgangenwerden,wieFälle in
Australien– dort gilt seit Dezember

Der Zerfall hat begonnen

Jeff Bezos Vermögen
liegt laut „Forbes“ bei
245 Milliarden Dollar.

Hätte er an jenemTag, als
Christopher Kolumbus im
Jahr 1492 zum ersten Mal
seinen Fuß auf eine Insel
des amerikanischen Kon-
tinents setzte, damit be-
gonnen, täglich eine Mil-
lion Dollar zu verbrennen, wären
heute, 534 Jahre später, immernoch
rund 50Milliarden Dollar über.
AlsderAmazon-ChefimJahr2013

die „Washington Post“ übernahm,
waren die Sorgen groß, dass er die

Entwicklung derUS-Medien lässt Böses erahnen

Linie des weltweit renommierten
Blattes verändern würde. Zunächst
sah es nicht so aus, aber inzwischen
sind die Zeiten der Zurückhaltung
vorbei. Der Trump nahestehende
BezosundVerlegerWillLewishaben
massive Kürzungen angekündigt.
Ein Drittel der Belegschaftmuss ge-
hen, darunter 300 Journalisten.

KOMMENTAR

Bezos ist nur einer von
einer ganzen Reihe von
Superreichen, die in den
USA die Medienland-
schaft dominieren. Ru-
pert Murdoch hat mit sei-
nen Boulevardblättern in
Australien und England
und demmächtigen rech-
ten US-Sender Fox News

über Jahrzehnte den Aufstieg der
Autoritären vorangetrieben.
Die religiös-konservative Familie

Smith betreibt über den Sinclair-
Konzern fast 200 Regionalableger
großerUS-SenderwieFox,ABC,CBS
und NBC, so dass 40 Prozent aller
Haushalte in den USA Nachrichten
aus Washington mit stramm christ-
lichem Einschlag sehen.
FürEuropa istdiesesgeschwächte

Mediensystem eine Mahnung, es
nicht so weit kommen zu lassen.
Schon der Blick auf die Öffentlich-
Rechtlichengenügtaber,umdieGe-
fahren zu sehen. Sie stehen nicht
nur in Deutschland in harscher Kri-
tik. 2019 hatte die „Washington
Post“ mitten in Donald Trumps ers-
terAmtszeit eineneigenenTV-Spot
geschaltet. „Demokratie stirbt in
derDunkelheit“hießesdarin.Heute
ist klar: Der Zerfall findet längst in
hellem Tageslicht statt.
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Heiko Sakurai

Verlust des Anstands und der Moral

Ü berJahrzehntegaltendieUSA
alsAnkerder internationalen
Ordnung – als Macht, auf die

sich Verbündete und selbst Rivalen
zumindest mehr oder weniger ver-
lassen konnten. Dieses Fundament
ist brüchig geworden. Ein zentraler
Faktor der gegenwärtigenKrisen ist
die Rückkehr zu offener Machtpoli-
tik und brutaler Gewalt zwischen
den Staaten mit dem Erstarken des
aggressiven Nationalismus und der
ErosionjenerNormen,dienachdem
Zweiten Weltkrieg mühsam aufge-
bautwurden.Zugleichzeigtsichder
UN-Sicherheitsrat blockiert, wäh-
rendmultilateraleInstitutionenwie
dieWelthandelsorganisationanAu-
torität verlieren.
DieseEntwicklunglässtsichnicht

allein auf einzelne politische Füh-
rungsfiguren reduzieren. Auch frü-
here Fehlentscheidungen westli-
cher Staaten – der Triumphalismus
der USAnach demKalten Krieg und
insbesondere der desaströse Irak-
krieg – haben Vertrauen untergra-
ben und Ressentiments genährt.
DennochhatDonaldTrumpszweite
PräsidentschaftdenTrendzumUni-
lateralismus und zur Abwertung
internationaler Kooperation sicht-
bar beschleunigt. Der Respekt vor
Verbündeten, internationalen Kon-
ventionen und diplomatischen Ge-
pflogenheitenistspürbargesunken.
Klassische Instrumente der Soft
Power, nicht zuletzt die Entwick-
lungshilfebehörde der USA und
wichtige Auslandssender wie die
„Stimme Amerikas,“ sind einfach
abgeschafft worden.
Wer internationale Reputation

zugunsten kurzfristiger innenpoli-
tischer Gewinne opfert, verliert
langfristigEinfluss–undVertrauen.
Das zeigt sich auch wirtschaftlich,
etwa in schwankender Währungs-
stabilität oder sinkender Attraktivi-
tät als Investitions- und Reiseziel.
Außenpolitik ist nie nur Symbolik.
Sie hat konkretematerielle Folgen.

OffeneKritik ist dieAusnahme
Nur wenige einflussreiche Politiker
sprechen diese Risiken so offen an
wie der ehemalige australische
Außenminister Gareth Evans.Offe-
ne Kritik von Verantwortungsträ-
gern anWashington ist immernoch
die Ausnahme. Als vormaliger
Außenminister und Ex-Präsident
der „International Crisis Group“,
eines globalen Think Tanks, trug
Evans maßgeblich dazu bei, die
Schutzverantwortung der Staaten
für ihre eigenen Bürger als globale
UN-Normzu verankern.
Evansstelltinderinternationalen

Diskussion eine wichtige Stimme
derVernunft undderMäßigungdar.
AlsüberzeugterVerfechterderMen-
schenrechteundderMoralitätinder
Politik spricht immerwieder davon,
dass gerade der Trump-Regierung
der „Anstand“ und das Denken in
moralischen Bahnen völlig abhan-
den gekommen seien.

Nurwenige Staatsmänner sprechendieGefährdungderWeltordnungdurchdie
Trump-Regierung so offen anwie Australiens Ex-Außenminister Gareth Evans

Ich lernte Evans auf einer Tagung
an der Tsinghua Universität letzten
Sommer in Peking kennen, wo er in
einer eindrucksvollen Rede zumEr-
halt der globalen Wirtschaftsord-
nungaufriefunddieSchutzzollpoli-
tik Trumps als zutiefst unmoralisch
und schädlich attackierte. Kürzlich
konnte ich in einem öffentlichen
Online-Gespräch die wichtigsten
Entwicklungen in der Weltpolitik
ihm diskutieren. Evans betonte,
dass vieles davon abhängen werde,
wer künftig die Politik derVereinig-
ten Staaten prägen wird. Derzeit
fehlt es auf republikanischer als auf
demokratischerSeiteanPersönlich-
keiten, die glaubhaft für eine Rück-
kehr zu stabilisierender globaler
Führung stehen.Ohne berechenba-
re amerikanischeOrientierungaber
wächst dieweltweite Unsicherheit.

Defizite imSicherheitsbereich
Der ehemalige Außenminister ist
davon überzeugt, dass die oft wie-
derholte These, die USA seien wirt-
schaftlich von der Welt „ausge-
nutzt“wordenundmüsstensichmit
Schutzzöllen wehren, nur begrenzt
haltbar ist.Tatsächlichgehörtendie
VereinigtenStaaten zudengrößten
Profiteuren der offenen Handels-
ordnung und haben dadurch viel
Wohlstand angehäuft. Anders sieht
es im Sicherheitsbereich aus: Viele
Verbündete, insbesondere in Euro-
pa, investierten lange Jahre viel zu
wenig in ihre Verteidigung. Doch
diese Kritik ist nicht neu und recht-
fertigt,wieEvanshervorhebt,weder
ein aggressives Verhalten gegen-
über den Verbündeten noch
demonstrative Nachsicht gegen-
über autoritärenRegimen.
Evans, der 13 Jahre lang den La-

bour-Regierungen der Premiermi-
nister Bob Hawke und Paul Keating
angehörte, ist tief von der ausglei-
chenden und an Normen orientier-
ten Rolle der Mittelmächte über-
zeugt. Ihnen ist viel an rechtsstaat-
lichem Verhalten und der Einhal-
tung internationaler Konventionen
gelegen, damit sie nicht von den
Großmächten überfahren werden.
Evans zufolge verfügen Demokra-
tien wie Australien, Kanada,
DeutschlandundandereEU-Länder
zwar nicht über die militärische
Schlagkraft von Supermächten, be-
sitzen jedoch diplomatische Glaub-
würdigkeit, institutionelle Erfah-
rungundgrößereFlexibilität. Inko-
ordinierten Koalitionen können sie

AMERIKAVERSTEHEN

bei Themen wie Klimapolitik, Rüs-
tungskontrolle oder Handelsfragen
erheblichen Einfluss entfalten.
Evans wird nicht müde zu betonen,
dassdieVoraussetzungdafürjedoch
gemeinsamesHandeln ist.
Parallel dazu verschiebt sich das

geopolitische Gravitationszentrum
zunehmend nach Asien. Das Ver-
hältnis zwischen China und den
USA ist von großer strategischer
Ambivalenz geprägt: wirtschaftli-
che Verflechtung bei gleichzeitiger
sicherheitspolitischer Rivalität. Die
oftbeschworene„G2-Welt“ ist inso-
fern Realität, als zwei Supermächte
das internationaleSystemdominie-
ren. Es ist allerdings zu befürchten,
dassdiesesSzenariogefährlichwird,
wenn es in eineAufteilung derWelt
in exklusiveEinflusszonenmündet.
StabilitätentstehtnurdurchRegeln
undInstitutionen,dieauchkleinere
Staaten demokratisch einbinden.
Viele Analysten, so auch Evans,

erkennen, das China derzeit sicht-
bar vomVertrauensverlust der USA
profitiert.DiewachsendeZahlwest-
licherRegierungschefs,dienachPe-
king fahren, demnächst auch Bun-
deskanzlerFriedrichMerz(CDU),ist
jedochwenigerAbwendungvonWa-
shingtonalsAusdruckstrategischer
Diversifizierung: Die Staaten wol-
len ihrewirtschaftlichenundpoliti-
schen Optionen offenhalten. Den-
nochprofitiertChinavondiesenAn-
näherungsversuchen.
Auchsicherheitspolitischbleiben

die Risiken hoch. Evans hält wie ich
einen offenen Krieg um Taiwan
kurzfristig für eher unwahrschein-
lich. Doch der wirtschaftliche, mili-
tärische und politische Druck Chi-
nas auf den Inselstaat wird zuneh-
men. Abschreckung, diplomati-
sches Geschick und politische Zu-
rückhaltungmüssenzusammenwir-
ken,umEskalationenzuvermeiden.

Hoffnung ruht aufMittelmächten
In Europa wiederum zeichnet sich
im Ukrainekrieg eher ein auf lange
Zeit eingefrorener Konflikt als eine
schnelle politische Lösung ab. Die
Widerstandsfähigkeit Kiews hängt
maßgeblich von europäischer
Unterstützung ab, da das Land sich
nicht voll auf die Unterstützung
Trumps verlassen kann. Evans be-
tont dabei aber immer wieder: Die
Nato-Osterweiterung oder frühere
politische Fehler des Westens mö-
genSpannungenerklären, rechtfer-
tigen jedoch keinenAngriffskrieg.
Die derzeitige Hoffnung ruht we-

niger auf einzelnen Großmächten
als auf einem erneuertenMultilate-
ralismus, einer dieMenschenwürde
ernst nehmenden Diplomatie und
auf der Bereitschaft von Mittel-
mächten wie der EU, mehr global-
politische Verantwortung zu über-
nehmen. Nur so lässt sich verhin-
dern,dassdiegegenwärtigeÄraper-
manenter Unsicherheit und An-
standslosigkeit zur dauerhaften
Normalität wird.

Nicht so famos wie die Alpen-Land-
schaft sind die Rahmenbedingun-
gen.Mailand und Cortina sind fünf-
einhalb Autostunden voneinander
entfernt. Olympisches Beisammen-
sein der Teilnehmenden, eine Kern-
idee der Ringe-Bewegung, ist so
nicht einfach möglich. Die Zwei-
Städte-Premiere und die Zusam-
menlegung vieler Wettkampforte
für ein olympisches Sportfest ist
aberdennocheineIdee,dieNachah-
mer finden könnte. Dem IOC gehen
die Regionen für künftige Winter-
spiele aus. Das liegt einerseits am
Klimawandel und andererseits an
der Kostenexplosion für Infrastruk-
tur, Bauten und Stadien. Das IOC
wirdsichkünftigüberlegenmüssen,
die vorhandenen und funktionie-
renden Wintersportarenen,
Sprungschanzen und Bobbahnen in
verschiedenen Städten verschiede-
ner Länder alle vier Jahre rotierend
als Wettkampforte für Winterspiele
zu nutzen. Das würde Kosten und
Ressourcen sparen sowie die Natur
vor schweren Eingriffen schützen.

Der Klimawandel hat
enormen Einfluss auf die
Olympischen Spiele

PRESSESCHAU

Nach den Gigantismus-Spielen in
Sotschi, die knapp 45 Milliarden
Euro verschlungen haben sollen, in
Pyeongchang,woetlicheBauruinen
zurückblieben, und in Peking, als es
zudem noch um Corona und Men-
schenrechte ging, führen die kriti-
schen Themen von 2026 beim IOC
zu keinerlei Verdruss. Zumal wirkli-
ches Ungemach erst in der Zukunft
droht. Vor 70 Jahren fanden in Cor-
tina erstmals Winterspiele statt.
Seitdem ist dort die Temperatur im
Februar imMittelum3,6 (!)Gradge-
stiegen, zudem gibt es pro Jahr 41
Frosttage weniger. Stimmen die
Prognosen, dannwerden 2050welt-
weitnurnochelfRegioneninderLa-
gesein,ohnemassivekünstlicheBe-
schneiung große Sportereignisse
auszutragen. SindOlympischeWin-
terspieleschonbaldSchneevonges-
tern?

Jetzt kehren die Spiele in die Alpen
zurück, verteilt auf fünf Orte. Es
bleibt kompliziert – aber auch die
Hoffnung, dass der Sport unsere
Herzen erwärmt. Während die USA
täglich neue Monstrositäten offen-
baren, während im Iran und im Su-
dan Menschen unbemerkt massak-
riert werden, brauchenwir das drin-
gender denn je.
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